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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2014 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2014 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Das alles andere in den Schatten stellende Ereignis des politischen Jahres 2014 war die
Annahme der Masseneinwanderungsinitiative im Februar. Das Begehren der SVP, das
eine Rückkehr zu einem Kontingentsystem bei der Einwanderungspolitik verlangt,
wurde von 50.3 Prozent der Stimmbevölkerung angenommen. Die Annahme der
Initiative kam einem veritablen Erdbeben gleich, weil ihr Anliegen nicht vereinbar ist mit
verschiedenen internationalen Abkommen, darunter insbesondere die Bilateralen
Verträge mit der EU. Zahlreiche Kommentare verglichen die Abstimmung mit dem
schicksalhaften EWR-Nein 1992. In der Tat gab es einige Parallelen, die sich etwa im
Alleingang der SVP gegen alle anderen Parteien und gegen die Wirtschaftsverbände,
oder auch im Sprachgraben zeigte: Die Kantone der Romandie lehnten die Initiative
unisono ab, während sie von den Kantonen der Deutschschweiz – ausgenommen Basel-
Stadt, Zug und Zürich – mit knapper und im Kanton Tessin mit deutlicher Mehrheit
gutgeheissen wurde. Die VOX-Analyse zeigte einen deutlichen Zusammenhang zwischen
politischer Einstellung auf der Links-Rechts-Achse und der Zustimmung zur Initiative:
Je weiter rechts sich eine Person einschätzt, desto eher stimmte sie mit Ja.
Anscheinend hat die Initiative zahlreiche, ansonsten wenig an Politik interessierte
Personen mobilisiert, die – so die Nachanalyse – eher ein Ja einlegten. Die Gegner
mussten sich vorwerfen lassen, das Begehren auf die leichte Schulter genommen zu
haben und wenig geeint aufgetreten zu sein. Ähnlich wie 1992 hatte das Resultat eine
mobilisierende Wirkung. Demonstrationen gegen das Abstimmungsergebnis, aber auch
die Konstitution von neuen politischen Gruppierungen waren zu beobachten. In der
Folge überschlugen sich Parteien und Experten mit Vorschlägen zur Umsetzung der
Initiative, die sich als Quadratur des Kreises entpuppte. Eine wortgetreue Umsetzung,
die der Bundesrat versprach, erfordert Verhandlungen mit der EU über die
Personenfreizügigkeit, wobei die Union allerdings von Beginn weg deutlich machte, dass
dieses Prinzip nicht verhandelbar sei. Forderungen für weitere Abstimmungen für oder
gegen die Personenfreizügigkeit kulminierten schliesslich in der Lancierung der Rasa-
Initiative («Raus aus der Sackgasse»), welche die umgehende Streichung der neuen
Verfassungsartikel fordert.

Die Initiative hatte Auswirkungen auf zahlreiche Politikbereiche – vorab die
Aussenpolitik. So schloss die EU die Schweiz etwa aus dem EU-Bildungsprogramm
Erasmus+ aus und legte nicht nur die Verhandlungen zum EU-Forschungsprogram
«Horizon 2020», sondern auch zum Stromabkommen auf Eis. Vor allem die
Industrieforschung muss damit auf EU-Fördergelder verzichten und am gemeinsamen
europäischen Strommarkt kann die Schweiz vorerst nicht teilnehmen. Auch das
institutionelle Rahmenabkommen, mit dem Brüssel von der Schweiz eine automatische
Übernahme von EU-Recht fordert, kam nicht voran. Die Haltung der EU, aber auch die
zahlreichen negativen Reaktionen aus dem Ausland – so rügte etwa der Europarat den
zunehmend ausländerfeindlichen Diskurs – nahm die SVP zum Anlass, noch stärker für
einen Alleingang der Schweiz auch auf juristischer Ebene zu plädieren. Zwar scheiterten
die parlamentarischen Vorstösse der Volkspartei, die eine Suprematie von Landesrecht
über Völkerrecht forderten, die SVP lancierte aber noch Ende Berichtjahr eine
entsprechende Initiative, mit der auch die Kündigung der Europäischen
Menschenrechtskonvention in Kauf genommen würde. Aussenpolitische Anerkennung
erhielt die Schweiz dank der diplomatischen Bemühungen von Aussenminister Didier
Burkhalter im Ukraine-Konflikt, die er im Rahmen des Jahres-Vorsitzes bei der OSZE
anstellte.

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative wurde auch als Gefahr für die
nationale Kohäsion betrachtet. Die Debatte scheint dabei aus zwei gegensätzlichen
Positionen geführt zu werden. Auf der einen Seite steht der Wunsch, dass die Schweiz
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möglichst autonom politische Entscheidungen treffen kann, ohne dass sich
internationale Akteure einmischen. Die zunehmende internationale Verflechtung, nicht
nur in wirtschaftlichen Belangen, macht die Erfüllung dieses Wunsches allerdings
schwierig. Auf der anderen Seite soll diese zunehmende Globalisierung aktiv
mitgesteuert werden, wobei hier in Kauf genommen werden soll, dass ein Teil der
nationalstaatlichen Autonomie Preis gegeben wird. Die beiden Positionen stehen sich
vor allem in der Einwanderungspolitik diametral gegenüber: Auf der einen Seite wird
ein Zuwanderungsstopp gefordert, was bei der Masseneinwanderungsinitiative, nicht
aber bei der Ecopop-Initiative Erfolg hatte, und auf der anderen Seite werden
Massnahmen gegen den zunehmenden Fachkräftemangel verlangt. In der Debatte um
die für 2015 anstehenden historischen Jubiläen zeigte sich, dass die unterschiedlichen
Positionen auch auf unterschiedlichen Geschichtsverständnissen beruhen. Die eine
Seite sieht Marignano, die Schlacht am Morgarten oder den Wiener Kongress als
Ereignisse, die zeigen, dass die Schweiz der Welt alleine die Stirn bieten könne. Auf der
anderen Seite wird hingegen betont, dass die Schweiz schon damals von verschiedenen
internationalen Verflechtungen profitiert habe.

Mit der Masseneinwanderungsinitiative wurde das insgesamt 21. nationale
Volksbegehren seit Einführung des Initiativrechtes (1891) angenommen. Im Berichtjahr
folgte gleich noch Nummer 22: Auch die Initiative, die ein Berufsverbot für Pädophile
forderte, fand Zustimmung an der Urne, was die Diskussion um Reformen der
Volksrechte am Laufen hielt. Zwar wurden die restlichen sieben Volksinitiativen, über
die 2014 ebenfalls abgestimmt wurde, allesamt abgelehnt, die schwierige Umsetzung
der angenommenen Begehren – im Berichtjahr stand etwa die Beratung der
Ausschaffungsinitiative an, die zusätzlich von der für teilungültig erklärten
Durchsetzungsinitiative befeuert wurde – heizte aber die Reformdebatte weiter an.
Letztlich ist es das Parlament, das einen Vorschlag für die Umsetzung einer Initiative
beschliessen muss, gegen den dann freilich wieder das Referendum ergriffen werden
kann. Wie weit der Spielraum für eine Umsetzung dabei sein kann, zeigte sich bei der
Debatte um die Zweitwohnungsinitiative, bei der der Ständerat nach Meinung einiger
Kommentatoren arg an den Grenzen des Verfassungsrahmens ritzte.

Die Volksrechte waren Ursprung eines weiteren Ereignisses, das die Schweizer Politik im
Jahr 2014 prägte: Im Mai lehnte die Stimmbevölkerung mit einem Nein zum so
genannten Gripen-Fondsgesetz die Beschaffung des neuen Kampfflugzeugs Gripen an
der Urne ab. Der eher seltene Fall einer Desavouierung der Behörden bei einer
Armeevorlage war unter anderem auch der GLP geschuldet, die zusammen mit einer
geeinten Linken das Geschäft zu Fall brachte. Freilich befeuerte das Gripen-Grounding
die Debatte um die Armeefinanzierung von neuem.

Im Spannungsfeld zwischen nationaler Autonomie und internationaler Verflechtung
bewegte sich 2014 auch die Wirtschaftspolitik. Die Wirtschaft entwickelte sich trotz
eines nicht einfachen internationalen Umfelds sehr dynamisch und die
Arbeitslosenquote verharrte bei im Ländervergleich sehr geringen 3.2 Prozent. Dafür
sorgte auch die Politik der Nationalbank, die ihre Wechselkursuntergrenze zum Euro
bekräftigte und ankündigte, sie notfalls mit unbeschränkten Devisenkäufen verteidigen
zu wollen. Mit der Einführung von Negativzinsen auf ihren Girokonten griff die SNB Ende
Jahr allerdings auch mit anderen Mitteln ein. Der Schweizer Wirtschaft ging es so gut,
dass die Nachfrage nach qualifiziertem Personal im zweiten und dritten Sektor nur noch
bedingt befriedigt werden konnte.

Der aussenpolitische Druck manifestierte sich bei den Reformen in der Steuerpolitik.
Mit der Unterzeichnung der Vereinbarung zum automatischen Informationsaustausch
bei Steuerdaten und der vom Bundesrat vorgelegten Unternehmenssteuerreform III
wird die Steueroase Schweiz wohl der Vergangenheit angehören. Die SVP will,
sekundiert von den anderen bürgerlichen Parteien, mit der Ende September
eingereichten Initiative zum Schutz der Privatsphäre das Bankgeheimnis im Inland
allerdings retten. Keine Änderung wird es in absehbarer Zeit hinsichtlich
Pauschalbesteuerung und Mehrwertsteuer im Gastgewerbe geben. Zwei Initiativen,
welche die Abschaffung bzw. die Anpassung dieser Steuern verlangten, scheiterten an
der Urne. Die politische Debatte um Steuerfragen wird aber auch künftig virulent
bleiben. Nicht nur die parlamentarische Debatte zur Unternehmenssteuerreform III,
sondern auch die Familienbesteuerung (eine Initiative der CVP), die Einführung einer
Erbschaftssteuer (lanciert von EVP, SP und GP) oder der Ersatz der Mehrwertsteuer
durch eine Energiesteuer (ein Begehren der GLP) stehen für 2015 als
Abstimmungsvorlagen an. Wie wichtig Steuereinnahmen sind, zeigte sich 2014 an der
Staatsrechnung, die erstmals seit 2005 wieder mit einem Defizit schloss. Die
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Fehleinnahmen von rund CHF 124 Mio. sind auf einen markanten Rückgang der
Einnahmen bei der direkten Bundessteuer zurückzuführen. Wohl auch aufgrund dieses
Defizits kam es zu einer sehr langen Budgetdebatte, aus der letztlich ein Voranschlag
mit einem Überschuss von CHF 411 Mio. und einigen Sparanstrengungen resultierte.

Vom Sparregime weitgehend ausgenommen wurde die Landwirtschaft. Auch in der
Landwirtschaftspolitik war die Frage nach der Abschottung von Märkten virulent.
Gleich drei Volksbegehren zum Thema Ernährung wurden 2014 eingereicht. In
Rekordzeit kamen die Unterschriften für die von der SVP und dem Bauernverband
lancierte Initiative für Ernährungssicherheit zustande. Sie fordert, dass die
Inlandproduktion gefördert wird. In den Medien wurde allerdings vermutet, dass es den
beiden Akteuren eher um eine Revision der Agrarpolitik 2014-2017 gehe, in der sie
unterlegen waren. Auch Uniterre beantragt in einer Initiative mehr
Ernährungssouveränität durch mehr ökologische Produktion im Inland. Schliesslich
lancierte auch die GP ihre Fair-Food-Initiative mit dem Ziel, dass importierte
Lebensmittel den Schweizer Standards entsprechen müssen. Alle drei Begehren können
auch als Kritik gegenüber der Globalisierung und der (zu revidierenden) Abhängigkeit
der Schweiz von Weltmärkten gelesen werden. Ein im November aufgedeckter Skandal
um den Fleischproduzenten Carna Grischa, bei dem Zuwiderhandlung gegen das im
Sommer von den Räten revidierte Lebensmittelgesetz vermutet wurde, sowie das
Thema Food-Waste, das auch aufgrund eines Berichtes des BAFU zur Erhebung der
Kehrichtzusammensetzung aufgeworfen wurde, führten dann noch einmal vor Augen,
wie stark das Thema Ernährung die Bevölkerung beschäftigt.

Die Energiepolitik stand auch 2014 im Zeichen des nach der Atomkatastrophe im
Japanischen Fukushima 2011 beschlossenen Atomausstiegs. Mit dem ersten
Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050, die gleichzeitig als indirekter
Gegenvorschlag zur Atomausstiegsinitiative der Grünen Partei dienen soll, wurden eine
Totalrevision des Energiegesetzes sowie Anpassungen verschiedener weiterer
Bundesgesetze vorgenommen. Ziel der Strategie ist die sparsame und effiziente
Nutzung der Energie, ein wesentlicher Anteil erneuerbarer Energien am
Gesamtverbrauch, sowie das Verursacherprinzip in der Kostenverteilung. Trotz
Widerstrands seitens der FDP und der SVP wurde dieses Ziel mit der Annahme des
Massnahmenpakets im Nationalrat aufrechterhalten.

In der Verkehrspolitik bestätigte die Stimmbevölkerung ihre grundsätzlich positive
Einstellung zum öffentlichen Verkehr mit der Annahme des Bundesbeschlusses zu
Finanzierung und Ausbau der Eisenbahninfrastruktur (FABI). Allerdings erwächst der
Idee der Quersubventionierung von der Strasse auf die Schiene zunehmend
Widerstand, was sich nicht nur in der VOX-Analyse zur FABI-Abstimmung zeigte,
sondern auch im Zustandekommen der «Milchkuh-Initiative», die verlangt, dass die
Abgaben aus dem Strassenverkehr nur noch für diesen eingesetzt werden sollen. Der
Strassenverkehr wird auch in Zukunft wichtiger Streitpunkt bleiben, wurde doch gegen
den Beschluss, eine zweite Gotthardröhre zu bauen, das Referendum ergriffen.

Eine wichtige Baustelle war auch 2014 die Gesundheitspolitik. Die bereits 2013 von
Bundesrat Alain Berset aufgegleiste Strategie «Gesundheit 2020» wird die politischen
Akteure auch weiterhin auf Trab halten. Ziel ist die Qualitätssicherung des
Gesundheitswesens bei gleichzeitiger Bezahlbarkeit. Dass die auch 2014 steigenden
Gesundheitskosten nach wie vor im Rahmen eines Systems sich konkurrierender
Krankenkassen abgegolten werden sollen, bekräftigte die Stimmbevölkerung mit ihrem
deutlichen Nein zur Einheitskrankenkasse. Reformiert werden sollen auch die
Sozialversicherungen: Trotz Kritik an der «Altersvorsorge 2020» in der Vernehmlassung
von rechts (einseitige Betonung von Mehreinnahmen, Fehlen von Sparmassnahmen) und
von links (Erhöhung des Rentenalters, Senkung des Umwandlungssatzes), soll die Vorlage
tel quel und nicht wie von einigen Vernehmlassern gefordert in einzelnen Paketen
behandelt werden.

Zur Debatte um den nationalen Zusammenhalt, kam es auch in der Bildungspolitik.
Dabei stand nicht so sehr der Lehrplan21 im Fokus, der die Deutschschweizer
Bildungslandschaft vereinheitlichen soll und unter grosser Kritik steht, sondern die
Absicht verschiedener Kantone, nur noch eine einzige Fremdsprache in der
Primarschule anzubieten, wobei mehr oder weniger offen blieb, ob dabei auf
Frühfranzösisch verzichtet werden soll. Pädagogische Argumente wichen
sprachpolitischen, welche die Schweizer Sprachkultur in Gefahr wähnen, wenn nicht
eine Landessprache als erste Fremdsprache vermittelt werde. Auch die Entscheide
einiger Kantone, im Kindergarten nur noch Mundart zuzulassen, wurde als Gefahr für
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die eidgenössische Kohäsion betrachtet. Eine wichtige Basis derselben sei auch der
Service Public, wie er von der SRG erbracht werde. Ob dies allerdings weiterhin der Fall
sein wird, muss sich 2015 weisen, weil gegen die Revision des Radio- und
Fernsehgesetzes, das neu eine generelle Abgabepflicht fordert, das Referendum
ergriffen wurde. Zudem liefen Unterschriftensammlungen gegen die Billag-Gebühren.

Ihren Schatten voraus warfen die 2015 anstehenden eidgenössischen Wahlen.
Diskutiert wurde dabei insbesondere über die Beständigkeit des tripolaren Systems aus
einem linken (GP, SP) und einem rechten Block (SVP, FDP) und der 2011 so getauften
«Neuen Mitte» (CVP, BDP, GLP). Letztere ging 2014 geschwächt hervor, kam doch die
lange vorbereitete und geplante Union zwischen CVP und BDP nicht zustande und
musste die BDP bei kantonalen Wahlen Verluste einfahren. Weil die SVP ihre kantonalen
Legislativanteile ausbauen konnte, war auch die Frage nach dem zweiten Bundesratssitz
für die SVP beliebtes mediales Thema. Der Volkspartei gelang es auch 2014 erfolgreich,
mit der Organisation der Position von Abschottung und Betonung nationaler Autonomie
Protestpotenzial zu mobilisieren. Allerdings scheint dieses Potenzial für eher
konsensorientierte Regierungspolitik nicht gross genug, scheiterten doch die Angriffe
auf kantonale Regierungssitze praktisch durchwegs. Ob dies als Menetekel für die
Bundesratswahlen zu betrachten ist, und ob die Versprechungen der verschiedenen
Parteipräsidenten, den Sitz von Eveline Widmer-Schlumpf zu verteidigen bzw.
anzugreifen, gehalten werden, hängt nicht nur von der BDP-Magistratin selber ab, die
sich nach wie vor nicht über Rücktrittspläne äusserte, sondern auch vom Ausgang der
Wahlen 2015.

Politische Grundfragen:
– Der von privater Seite angestossene Wettbewerb um eine neue Nationalhymne stösst
auf politischen Widerstand.
– Die 2015 anstehenden, zahlreichen historischen Gedenkfeiern werfen ihre Schatten
voraus und sorgen für politische Debatten.
– Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative sorgt für Polemik um die nationale
Kohäsion und unterschiedliche Reaktionen aus dem Ausland; der Europarat rügt einen
zunehmend ausländerfeindlichen politischen Diskurs.
– Dem Beitrag der Schweiz für die Weltausstellung 2015 erwächst politische Kritik; die
Lega verhindert einen Expo-Kredit des Kantons Tessin.

Rechtsordnung:
– Bundesrat und Parlament trieben die Wiedergutmachung für Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen und administrativ versorgter Menschen voran.
– Das Bundesgericht beurteilte den Hitlergruss nicht als Verletzung der Anti-Rassismus-
Strafnorm und sorgte damit weltweit für Schlagzeilen.
– Der Bundesrat gewährleistete die Verfassung des Kantons Tessin und bestätigte damit
das Burkaverbot als bundesrechtskonform.
– Das Parlament verabschiedete ein dringliches Bundesgesetz über das Verbot der
Gruppierungen Al-Qaïda, Islamischer Staat (IS) sowie verwandte Organisationen.
– Die Räte konnten sich knapp zur Totalrevision des Bürgerrechtsgesetzes einigen.
– Im Hinblick auf das bevorstehende GAFI-Examen 2015 wurde der Vorschlag der
Einigungskonferenz zur hart umkämpften Revision des Geldwäschereigesetzes von
beiden Räten angenommen.
– Die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» wurde
vom Volk deutlich angenommen.
– Der Nationalrat empfahl die Durchsetzungsinitiative zur Ablehnung und plädierte, sie
für teilweise ungültig zu erklären.
– Während der Nationalrat bei der Umsetzung der Ausschaffungsinitiative zu starken
Konzessionen an die Urheber der Durchsetzungsinitiative bereit war, sprach sich der
Ständerat für die Einführung einer Härtefallklausel aus.

Institutionen und Volksrechte:
– Mit der Wahl von Simonetta Sommaruga zur Bundespräsidentin sowie Claude Hêche
zum Ständerats- und Stéphane Rossini zum Nationalratspräsidenten, werden 2015 die
drei höchsten Ämter von der SP besetzt.
– Verschiedene Skandale bei IT-Beschaffungen in der Bundesverwaltung führten zu
Strafuntersuchungen und zahlreichen politischen Vorstössen.
– 2014 wurden nicht weniger als elf neue Bundesparlamentarier vereidigt.
– Verschiedene Geschäfte und der Rücktritt Christoph Blochers lösten eine Debatte
über Miliz- vs. Berufsparlament aus.
– Mit dem revidierten Bundesgesetz über die politischen Rechte werden die
Sammelfristen bei Referenden nicht verlängert.

01.01.98 - 01.01.18 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



– Angestossen von der SVP wird im Parlament über das Verhältnis von Völkerrecht und
Landesrecht diskutiert; die Vorstösse der Volkspartei stossen auf Ablehnung.
– Gegen E-Voting beginnt sich auch auf politischer Ebene leise Kritik zu regen.

Föderativer Aufbau:
– Im Föderalismus-Monitoring der Konferenz der Kantonsregierungen wird eine
anhaltende Tendenz zur Zentralisierung festgestellt.
– Mit verschiedenen Besuchen versuchten die Regierungsmitglieder die angespannte
Stimmung im Kanton Tessin zu beruhigen.
– Der Trend zu Gemeindezusammenschlüssen hält an – seit Beginn des Bundesstaates
sind mehr als ein Viertel aller Gemeinden verschwunden.
– Die Bevölkerung des Kantons Basel-Landschaft spricht sich gegen eine Fusion mit
dem Kanton Basel-Stadt aus. Die Mehrheit des Stadtkantons hätte die Aufgleisung eines
Zusammengangs begrüsst.
– Die Lösung der Jurafrage wird auf Gemeindeebene verschoben: die Bernjurassischen
Gemeinden Moutier, Belprahon und Grandval verlangen eine kommunale Abstimmung
für einen Anschluss an den Kanton Jura.

Wahlen:
– Die Diskussionen um die kantonalen Wahlrechtsreformen, den doppelten Pukelsheim
und die Höhe von Wahlhürden halten an.
– In sechs Kantonen fanden 2014 Gesamterneuerungswahlen für die Parlamente statt.
Verliererin ist die BDP, die in Bern elf Sitze verliert; per Saldo legt die GLP um elf und
die SVP um zehn Sitze zu. Die FDP verliert insgesamt acht und die CVP sechs Sitze. Die
GP kann sich erholen und die SP stagniert.
– Die in sechs Kantonen geführten Angriffe der SVP auf Regierungsmandate scheitern
mit Ausnahme des Kantons Glarus; in Neuenburg verliert die Volkspartei ihren 2013
eroberten Sitz nach nur einem Jahr wieder an die FDP.
– Im Kanton Glarus verliert die SP ihren seit 1942 gehaltenen Regierungssitz an die SVP.
– In Bern wird die rot-grüne Regierungsmehrheit nur dank des Jurasitzes verteidigt.
– In Nidwalden und in Glarus werden Amtierende abgewählt; in Nidwalden bleibt die
Regierungszusammensetzung aber bestehen.
– Im Kanton Glarus müssen beide verstorbenen Ständeräte ersetzt werden; die FDP und
die SVP können ihre Sitze verteidigen.

Aussenpolitik:
– Das Volk hat anfangs Februar die Masseneinwanderungsinitiative angenommen, was
zum einem der meistdiskutierten Themen wurde während den bilateralen Treffen mit
den Nachbarländern und weiteren europäischen Staaten.
– Während seinem OSZE-Präsidialjahr, hat Didier Burkhalter den Fokus auf die Zukunft
der Jugend und die Friedensförderung in Osteuropa gelegt.
– Nach der Bereinigung von Differenzen haben die eidgenössischen Räte das neue
Auslandschweizergesetz verabschiedet.
– Die Kompetenz des Bundesrates zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge ist
eingeschränkt worden.
– Das Parlament hat die Wiedereinführung von Grenzkontrollen für sechs Monaten
gutgeheissen.
– Mehrere Bundesbeschlüsse bezüglich Verbesserung und Weiterentwicklung von
Schengen und Dublin/Eurodac sind angenommen worden.
– Nachdem die beiden Räte das Freihandelsabkommen mit China gutgeheissen haben,
ist es am 1. Juli 2014 in Kraft getreten.
– Mehrere Doppelbesteuerungsabkommen wurden unterzeichnet (mit AU, CN, FL und
HU).

Landesverteidigung:
– Der Schwedische Kampfjet Gripen wurde von der Stimmbevölkerung gegroundet.
– Die Armeefinanzierung geriet erneut ins Fadenkreuz der Bundesversammlung.
– Die Weiterentwicklung der Armee geriet kurzzeitig ins Stocken und wurde inhaltlich
nicht voran gebracht.
– Der Zivildienst wurde nicht als Konkurrenzorganisation zur Armee angesehen.
– Zum Schutz vor Cyber-Risiken wurden neue Wege beschritten.
– Das revidierte Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz wurde per 2015 in Kraft gesetzt.

Wirtschaftspolitik:
– Die Schweizerische Wirtschaft entwickelte sich trotz des nicht einfachen
internationalen Umfeldes ausgesprochen dynamisch.
– Während der Waren- und Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland einen wichtigen
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Wachstumsbeitrag leistete, ging vom Baugewerbe ein negativer Impuls aus.
– Eine Revision des Kartellrechts scheiterte im Parlament unter anderem an den
unterschiedlichen Vorstellungen über die Form der Wettbewerbskommission.
– Das im Vorjahr unterzeichnete Wettbewerbsabkommen mit der EU trat in Kraft.
– Der Bundesrat sprach sich für eine Erleichterung der Unternehmensnachfolge aus.
– National- und Ständerat waren sich uneinig, auf welche Weise aggressive Werbung für
Kleinkredite am besten eingedämmt werden soll.

Geld, Währung und Kredit:
– Der Euro-Mindestkurs kam Ende 2014 erneut unter Druck, weshalb die Nationalbank
entschied, Negativzinsen auf den Giroguthaben der Geschäftsbanken einzuführen.
– Die Volksinitiative «Rettet unser Schweizer Gold (Gold-Initiative)» wurde mit
wuchtigen 77.3 Prozent der Stimmen abgelehnt.
– Um die Dynamik am inländischen Hypothekarmarkt abzuschwächen, verpflichtete der
Bundesrat die Banken zur Haltung eines antizyklischen Kapitalpuffers von 2 Prozent.
– Die Landesregierung unterzeichnete eine internationale Übereinkunft zur Einführung
des automatischen Informationsaustausches in Steuersachen.
– Die Vernehmlassungen zum Finanzdienstleistungsgesetz, zum Finanzinstitutsgesetz
und zum Finanzmarktinfrastrukturgesetz («Kleeblattreform») wurden zu einem
Abschluss gebracht.

Landwirtschaft:
– Die Landwirtschaft vermochte sich den allgemeinen Sparmassnahmen des Bundes zu
entziehen.
– Die Initiative für Ernährungssicherheit wurde nach nur fünf Monaten Sammelzeit mit
147'000 Stimmen bei der Bundeskanzlei eingereicht.
– Mit der Volksinitiative «Für Ernährungssouveränität» der Bauerngewerkschaft
Uniterre wurde innert kurzer Zeit ein drittes Volksbegehren, welches sich mit der
Ernährung der Schweizer Bevölkerung auseinandersetzt, lanciert.
– Eine ebenfalls im Berichtsjahr lancierte Initiative will bewirken, dass Landwirte ihren
Kühen und Ziegen die Hörner nicht mehr absägen.
– Der Bundesrat lancierte einen Massnahmenplan, um dem Bienensterben Einhalt zu
gebieten.
– Das revidierte Lebensmittelgesetz wurde von den Parlamentskammern
verabschiedet.

Öffentliche Finanzen:
– Die Stimmbevölkerung lehnte die Volksinitiativen «Schluss mit den Steuerprivilegien
für Millionäre» und «Schluss mit der MwSt-Diskriminierung des Gastgewerbes!» ab.
– Die eidgenössischen Räte empfahlen die Volksinitiativen «Familien stärken!
Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen» und «Millionen-Erbschaften besteuern
für unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)» zur Ablehnung.
– Der Bundesrat präsentierte seine Vernehmlassungsvorlage zur
Unternehmenssteuerreform III.
– Die Staatsrechnung 2014 schloss mit einem Defizit von CHF 124 Mio.
– Eine Einigungskonferenz brachte einen Voranschlag 2015 mit einem budgetierten
Überschuss von CHF 411 Mio. hervor.

Energie:
– National- und Ständerat empfahlen die Volksinitiative «Energie- statt
Mehrwertsteuer» ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
– Das erste Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 wurde im Nationalrat
ausgiebig verhandelt und schliesslich mit einigen Änderungen angenommen.
– Die Unterzeichnung eines bilateralen Stromabkommens zwischen der Schweiz und
der EU scheiterte am Ja des Stimmvolks zur Masseneinwanderungsinitiative.
– Der Bundesrat kündigte die vollständige Öffnung des Strommarktes an.
– 4.9 Millionen Menschen erhielten vorsorglich Kaliumiodidtabletten.
– Während Jahren unentdeckte Löcher im Containment des AKW Leibstadt brachten
Kraftwerksbetreiber und ENSI in Verlegenheit.

Verkehr und Kommunikation:
– Die Vorlage zu Finanzierung und Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI) wurde in der
Volksabstimmung angenommen.
– Die «Milchkuh-Initiative» kam zustande.
– Beide Parlamentskammern sprachen sich für den Bau einer zweiten Gotthardröhre
aus, das Referendum dagegen wurde ergriffen.
– Das Parlament beschloss, den Zahlungsrahmen für die Förderung des alpenquerenden

01.01.98 - 01.01.18 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Schienengüterverkehrs um fünf Jahre zu verlängern.
– Der Streit zwischen Frankreich und der Schweiz um die Besteuerung des Schweizer
Sektors im Euroairport Basel-Mulhouse ging in eine neue Runde.
– Die Swiss sah sich einer verschärften Konkurrenz ausgesetzt.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Die in Kraft getretene Raumplanungsverordnung zum revidierten Raumplanungsgesetz
(RPG) überlässt es den Kantonen, ob diese bei der Abschätzung ihres
Rückzonungsbedarfs von einem «hohen» oder «mittleren» Szenario zur
Bevölkerungsentwicklung ausgehen wollen.
– Obwohl die Kantone stark mit der Umsetzung der im Vorjahr angenommenen ersten
RPG-Teilrevision beschäftigt waren, schickte der Bundesrat bereits eine Vorlage zur
zweiten Revisionsetappe in die Vernehmlassung.
– Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Botschaft zur Umsetzung der
Zweitwohnungsinitiative und reizte gemäss der zuständigen Bundesrätin den
gesetzgeberischen Spielraum aus.
– Das Parlament verzichtet definitiv auf die 2008 beschlossene Aufhebung der Lex
Koller.
– Trotz kontroverser Vernehmlassungsantworten beschloss die Regierung, an der Pflicht
zur Bekanntgabe des Vormietzinses festzuhalten und gab die Erarbeitung einer
entsprechenden Mietrechtsrevision in Auftrag.
– Durch Annahme einer Motion beschloss das Parlament, dass die Veräusserung von
Bauland aus landwirtschaftlichem Besitz erneut der Grundstückgewinnsteuer
unterliegen soll.

Umweltschutz:
– In der Gesamtabstimmung des erstberatenden Ständerats fand eine entschärfte
Revision des Umweltschutzgesetzes als indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative
«Grüne Wirtschaft» eine Mehrheit.
– Der Bundesrat gab bekannt, die im Rahmen des Kyoto-Protokolls gefassten
Verpflichtungen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2012 erreicht zu haben,
jedoch nur unter Anrechnung der Senkenwirkung der Wälder sowie der
Reduktionsleistungen im Ausland.
– In Reaktion auf die Umsetzungsprobleme des revidierten Gewässerschutzgesetzes
und dessen Verordnung präsentierte das BAFU ein in Kooperation mit den betroffenen
Akteuren erarbeitetes Merkblatt «Gewässerraum und Landwirtschaft».
– Das Problem der Lebensmittelverschwendung (sog. Food Waste) erlangte mit den
Ergebnissen der jüngsten BAFU-Studie zur Kehrichtzusammensetzung zusätzliche
Aufmerksamkeit.
– Nach Genehmigung des Nagoya-Protokolls durch das Parlament ratifizierte die
Schweiz das Übereinkommen zur Regelung des Zugangs zu genetischen Ressourcen.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die Stimmbevölkerung lehnte die Volksinitiativen «Stopp der Überbevölkerung – zur
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen» und «Für den Schutz fairer Löhne
(Mindestlohn-Initiative)» ab.
– Die Zahl der Erwerbstätigen erreichte einen neuen Höchststand.
– Die 2013 gegenüber den EU-Staaten ausgerufene Ventilklausel lief aus.
– Die eidgenössischen Räte setzten sich mehrfach mit dem Thema des
Fachkräftemangels auseinander.
– Real- und Nominallöhne stiegen durchschnittlich um 0.8 Prozent.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Im Rahmen der Strategie «Gesundheit2020» wurden weitere Massnahmen
verabschiedet.
– Der Gegenvorschlag zur Initiative «Ja zur Hausarztmedizin» wurde deutlich
angenommen.
– Im Bereich e-Health wurde mit der Projektierung des elektronischen
Patientendossiers ein weiterer Schritt vorgenommen.
– Das Medizinalberufegesetz (MedBG) beschäftigte die eidgenössischen Räte.
– Das Heilmittelgesetz (HMG) stellte sich als harter Brocken heraus und konnte noch
nicht abschliessend behandelt werden.
– Die Alkoholgesetzgebung nahm klare Formen an.
– Für die Sozialhilfe beginnt sich ein neues Rahmengesetz abzuzeichnen.
– Im Sportbereich bezog die Landesregierung deutliche Positionen und lancierte eine
«Gesamtschau Sport Schweiz».
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Sozialversicherungen:
– Verschiedene Akteure forderten die Einführung einer obligatorischen
Alterspflegeversicherung.
– Die Strategie Altersvorsorge 2020 stiess in der Vernehmlassung auf viel Kritik, wird
aber dennoch nahezu unverändert ins Parlament gelangen.
– Die Räte nahmen das neue Aufsichtsgesetz über die soziale Krankenversicherung nach
ausführlicher Differenzbereinigung an.
– Die Volksinitiative «für eine öffentliche Krankenkasse» wurde an der Urne deutlich
abgelehnt.

Soziale Gruppen:
– Volk und Stände nahmen die Masseneinwanderungsinitiative an der Urne an.
– Die parlamentarische Beratung zur Umsetzung der angenommenen
Ausschaffungsinitiative konnte im Berichtsjahr noch nicht abgeschlossen werden.
– Der Bundesrat passt seinen Entwurf zur Revision des Ausländergesetzes unter
Berücksichtigung der neuen Gegebenheiten aufgrund Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative an.
– Ebendiese Initiative hatte die Einreichung zweier Motionen zur Folge, die den
prognostizierten Mangel an qualifizierten Fachkräften beheben wollen.
– Die Volksinitiative mit der Forderung zur Streichung der Kosten des
Schwangerschaftsabbruchs aus der obligatorischen Grundversicherung wurde an der
Volksabstimmung verworfen.
– Nach langer Debatte einigte sich das Parlament auf ein Vorhaben zur
Präimplantationsdiagnostik, womit unter anderem eine Verfassungsänderung
beschlossen wurde, die dem Volk im Folgejahr vorgelegt wird.

Bildung und Forschung:
– Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative am 9. Februar hatte Auswirkungen
auf das Austauschprogramm Erasmus sowie das Forschungsprogramm Horizon 2020.
– Die Volksinitiative «Schutz vor Sexualisierung in Kindergarten und Primarschule» kam
mit den erforderlichen Unterschriften zustande.
– Die Frage zur Titeläquivalenz für die höhere Berufsbildung wurde kontrovers
diskutiert.
– Das neue Weiterbildungsgesetz ist beschlossene Sache.
– Der indirekte Gegenvorschlag zur Stipendieninitiative schlägt eine Totalrevision des
Ausbildungsbeitragsgesetzes vor.
– Eine Beteiligung der Schweiz an der «Europäischen Spallationsquelle ESS» wurde im
Erstrat befürwortet.

Kultur, Sprachen, Kirchen:
– Trotz gewichtiger Kritik von den bürgerlichen Parteien und der Wirtschaft beantragte
der Bundesrat im Vergleich zur Vorperiode zusätzliche finanzielle Mittel für die
Kulturbotschaft (2016-2020).
– Das Parlament verabschiedete eine Totalrevision des Bundesgesetzes über den Schutz
der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten (KGSG).
– Das Kunstmuseum Bern schloss mit Deutschland und Bayern eine Vereinbarung zur
Übernahme der Werke aus der Kunstsammlung von Cornelius Gurlitt ab.
– Ein Bericht der Europäischen Rassismuskommission stellte der Schweiz betreffend
Umgang mit Fahrenden kein gutes Zeugnis aus.
– Eine bei den Schweizer Katholiken durchgeführte Umfrage zu Partnerschafts-, Ehe-
und Familienpastoral deckte starke Differenzen zur katholischen Lehre auf.
– Sowohl das Bündner als auch das Zürcher Stimmvolk sprachen sich deutlich gegen die
Abschaffung der Kirchensteuer für juristische Personen aus.

Medien:
– Aufgrund noch ungewissen Ausgangs des tiefgreifenden Strukturwandels in der
Medienlandschaft plädierte der Bundesrat in seinem Bericht zur Sicherung der staats-
und demokratiepolitischen Funktionen der Medien, keine überstürzten Massnahmen zu
ergreifen.
– Der Bundesrat wird mit Annahme eines Postulats beauftragt, einen Bericht zu den
Service-Public-Leistungen der SRG zu erstellen.
– Nach etlichen Stunden Diskussion stimmten die Kammern in ihren
Schlussabstimmungen der RTVG-Revision zu, die die Billag-Gebühr für Private und
Unternehmen mit einem Jahresumsatz über CHF 500'000 zur generellen Abgabe
erhob; der Gewerbeverband ergriff das Referendum.
– Der Verkauf von «Le Temps» an Ringier sowie die Erwägung von Markus Somm als
möglicher Nachfolger von NZZ-Chefredaktor Markus Spillmann führten dazu, dass in der
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breiten Öffentlichkeit gleich bei zwei überregionalen Schweizer Qualitätszeitungen
Diskussionen zur redaktionellen Unabhängigkeit geführt wurden.

Parteien
– Die Diskussionen um Parteienfinanzierung und Offenlegung von Parteispenden halten
zwar an, Änderungen des intransparenten Systems sind aber kaum mehrheitsfähig. 
– Mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative kommt auch Bewegung ins
Parteiensystem; alle Parteien nehmen mit Umsetzungsvorschlägen Stellung. 
– Die SP muss an der Urne einige Niederlagen für ihre wirtschaftspolitischen Anliegen
einstecken und versucht, ihre europapolitische Haltung zu klären. 
– Die Pädophileninitiative sorgt in der FDP für Dissens, in der Energiepolitik spricht sich
die Partei gegen ein Verbot von AKW aus und in der Asylpolitik fordert der Freisinn eine
harte Linie. 
– Die CVP legt ein neues Parteiprogramm vor, in dem unter anderem eine zweite
Gotthardröhre gefordert wird. 
– Die SVP feiert mit der Annahme ihrer Masseneinwanderungsinitiative einen Erfolg und
lanciert ein neues Begehren, mit dem Landesrecht über Völkerrecht gestellt werden
soll. 
– Christoph Blocher tritt aus dem Nationalrat zurück und will sich nur noch dem Kampf
gegen den «schleichenden EU-Beitritt» widmen. 
– Die Grünen distanzieren sich vehement von der Ecopop-Initiative. 
– Die GLP erneuert ihre Leitlinien, legt aber nach wie vor kein Parteiprogramm vor. 
– Der Bundesratssitz der BDP gerät insbesondere nach der Wahlniederlage im Kanton
Bern immer mehr unter Beschuss. 
– Die lange diskutierte und geplante Union zwischen CVP und BDP kommt aufgrund des
Widerstandes kantonaler BDP-Sektionen nicht zustande.

Verbände und übrige Interessenorganisationen
– Mit einer Verschärfung ihrer Standesregeln wollte die Schweizerische Public Affairs
Gesellschaft die Transparenz des politischen Lobbyings erhöhen. 
– Der Bauernverband demonstrierte mit der Sammlung der Initiative für
Ernährungssicherheit sein ausserordentliches Mobilisierungspotenzial. 
– Mit Monika Rühl wurde erstmals einer Frau die Führung des
Wirtschaftsdachverbandes Economiesuisse anvertraut. 
– Während die Bauerngewerkschaft Uniterre ums Überleben kämpfte, wurde die
schweizerische Verbandslandschaft um einen politischen Vertreter der
Netzinfrastruktur sowie um eine neue Finanzbranchen-Organisation ergänzt.

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Die Frage, wie die Volksinitiative „Gegen Masseneinwanderung“ der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbände auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschäft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Höchstzahlen ablehne und sich stattdessen für einen
„niederschwelligen“ Inländervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war für die Medien eine
Überraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nähe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezüglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern „keine grosse Opposition“ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter dafür ausgesprochen hätten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte für
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar befürworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Möglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September für einen
„Inländervorrang light“ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Verträgen
kompatibel war. Man sei „erfreut“ über den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einführen
können solle – jedoch erfolglos, wie die endgültige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2016
SAMUEL BERNET
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Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
um Präsident Heinz Karrer und Direktorin Monika Rühl Führungsschwäche vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschäft – einem Kerndossier von Economiesuisse –
eine Führungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resümierte etwa die NZZ. 1

1) So-Bli, 17.7.16; NZZ, 31.8.16; TA, 6.9., 21.9., 23.9.16; NZZ, 26.10.16; TA, 19.11.16
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